
BEGRÜNDUNG ZUM BEBAUUNGSPLAN NR. 10 ("AM ALTEN BAHNDAMM")  
IN SCHWICHELDT; STADT PEINE 

 
 
 
1.0 Allgemeines 
 
Die Ortschaft Schwicheldt befindet sich südwestlich der Kernstadt Peine und ist an dieses 
über die B 65 verkehrlich angebunden. 
 
Unmittelbar nördlich der Ortschaft verläuft der Mittellandkanal, der in der Verlängerung 
der "Kanalstraße" mittels einer Brücke überquert werden kann. 
 
Das Plangebiet liegt am nordwestlichen Ortsrand Schwicheldts, parallel zur "Kanalstraße" 
und nördlich "zur alten Mühle". 
Die westliche Begrenzung des Plangebietes stellt ein alter Bahndamm dar und erschlos-
sen wird die Fläche über einen von der Kanalstraße abzweigenden Wirtschaftsweg im 
Norden. 
 
 
 
1.1 Entwicklung des Planes / Rechtslage 
 
Für den Planungsbereich bestehen bisher keine Bebauungspläne; der Flächennutzungs-
plan weist an dieser Stelle "Fläche für die Landwirtschaft" aus. 
 
Der Flächennutzungsplan wird deshalb im Parallelverfahren geändert und der entspre-
chende Bereich als "allgemeines Wohngebiet" (WA) ausgewiesen. 
 
 
 
1.2 Notwendigkeit der Planaufstellung / Ziel und Zweck des Bebauungsplanes 
 
Gemäß § 1 Abs.3 BauGB haben die Gemeinden Bauleitpläne aufzustellen, sobald und 
soweit es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. 
 
Dieser Bebauungsplan wird zur Deckung des dringenden Wohnbedarfes der Bevölkerung 
aufgestellt. 
Zur Beschleunigung des Verfahrens werden die Vorschriften des Maßnahmengesetzes 
zum Baugesetzbuch in der Fassung der Neubekanntmachung vom 28.04.1993 angewen-
det (siehe auch Anhang zur Begründung). 
 
Als Folge der regen Baulandnachfrage in den letzten sechs Jahren hat die Stadt Peine 
bereits umfangreiche Siedlungsgebiete städtebaulich geplant und erschlossen. 
Die bereitgestellten Baugrundstücke sind fast restlos verkauft und auch bebaut. Deshalb 
soll durch diesen Bebauungsplan in Schwicheldt neues Bauland geschaffen werden. 
 
Ziel des Bebauungsplanes ist es, in einem verträglichen Maß Wohnbauflächen auszuwei-
sen, wobei sich Art und Maß an der angrenzenden Bebauung orientieren. 
 
Die immer noch beständige Nachfrage nach Eigenheimgrundstücken von Bauinteressen-
ten aus der Ortschaft Schwicheldt selbst und aus anderen Teilen des Stadtgebietes recht-
fertigt die Aufstellung des neuen Bebauungsplanes. 
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2.0 Topographie / Beschreibung des Plangebietes 
 
Bei der beplanten Fläche handelt es sich um ein Flurstück parallel zur Kanalstraße, hinter 
einer einreihigen Zeile mit Wohnbebauung (Einfamilienhäuser). 
Im Westen wird das Plangebiet begrenzt von einem ehemaligen Bahndamm, der durch 
seine 2 Meter höhere Lage und starken Bewuchs eine grüne Grenze zum Landschafts-
raum darstellt. 
 
Die Fläche des Plangebietes umfaßt ca.11300 m² und weist ein Gefälle von Süd nach 
Nord, in Richtung des Mittellandkanales auf. Auf ca. 250 m Länge fällt das Gelände von 
82 m ü. NN im Norden auf 77 m ü. NN im Süden (2%). 
 
 
 
2.1 Bodenverhältnisse 
 
Nach Aussage der geologischen Karte besteht der gewachsene Boden aus einer 
drenthezeitlichen Grundmoräne mit Geschiebelehm, partiell durchzogen von z.T. kalkig 
dunkelgrauem Tonstein. 
Der Oberboden dient derzeit der Ackernutzung und besteht aus Gley/ Pelosol/ Pseu-
dogley. 
 
 
 
2.2 Entwässerung 
 
Die Entwässerung für das neue Baugebiet erfolgt im Trennverfahren. 
Dafür werden die neuen Kanäle über den nördlich gelegenen, bisherigen Wirtschaftsweg 
an die vorhandenen Kanäle in der Kanalstraße angeschlossen. 
 
Eine Versickerung aller Niederschläge auf den Grundstücken ist aufgrund der geologi-
schen Bodenverhältnisse nicht möglich. 
 
Deshalb wird das anfallende Regenwasser zunächst in ein Regenwasserrückhaltebecken 
am nordwestlichen Rand des Plangebietes geleitet. 
Dort kann das Wasser versickern und verdunsten, bzw. wird durch einen Überlauf in die 
weiterführende Regenwasserkanalisation abgegeben. 
 
 
 
3.0 Begründung der Festsetzungen 
 
Das neue Baugebiet stellt eine Erweiterung der im Osten vorhandenen Wohnnutzung dar. 
Im Gegensatz zu dem dort ausgewiesenen Kleinsiedlungsgebiet (WS) wird die neue Bau-
fläche als "allgemeines Wohngebiet" (WA) festgesetzt. 
 
Die nach § 4 Abs. 3 Nrn. 1-5 BauGB ausnahmsweise zulässigen Nutzungen sind entspre-
chend § 1 Abs. 4 BauGB in diesem Baugebiet nicht zulässig. 
Dies dient angesichts der geringen Größe des Baugebietes dem Schutz der dort vorgese-
henen Wohnnutzung. 
Um den Charakter des angestrebten Einfamilienhausgebietes zu wahren wird es weiterhin 
für erforderlich gehalten, die Zahl der Wohnungen auf max. 2 je Wohngebäude zu be-
schränken. 
Das Maß der baulichen Nutzung nimmt die Struktur und die Bebauungsdichte der angren-
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zenden Bebauung auf. 
 
Die Baugrenzen werden großzügig gefaßt, und Festsetzungen in bezug auf die Stellung 
der Anlagen werden zugunsten gestalterischer Freiheit nicht getroffen. 
 
 
 
3.1 Örtliche Bauvorschriften 
 
Für den gesamten Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind Bauvorschriften einzuhal-
ten. 
Dies betrifft die Dachdeckung und die Festsetzung, daß Holzblockhäuser und Nurdach-
häuser unzulässig sind. 
Die genauen Vorschriften sind den textlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes zu 
entnehmen. 
Ziel ist es, die neue Bebauung harmonisch in den Bestand einzufügen, weshalb die indi-
viduellen Gestaltungsmöglichkeiten zugunsten übergeordneter Gestaltungsziele in weni-
gen Punkten geringfügig eingeschränkt wurden. 
Aufgrund eines positiven Effektes für das Umfeld und somit auf die Wohn- und Lebens-
qualität der Allgemeinheit, werden diese wenigen Einschränkungen für vertretbar gehal-
ten. 
 
Darüber hinaus sind begrünte Dachflächen und Fassaden wünschenswert, da sie zur 
Verbesserung des Kleinklimas und zum Ausgleich der Bodenversiegelung beitragen. 
 
 
 
3.2 Verkehrsflächen 
 
Das Plangebiet liegt in "zweiter Reihe" parallel zur Kanalstraße und wird von dieser über 
einen auszubauenden Wirtschaftsweg von Norden her erschlossen. 
 
Die innere Erschließung erfolgt über eine Wohnstraße, welche in 5,50 m Breite als Misch-
profil ausgebaut werden soll. 
Die Straße verläuft von Nord nach Süd unterhalb des alten Bahndammes, an zwei Stellen 
dienen Querparkplätze der Deckung des Parkplatzbedarfes im neuen Wohngebiet. 
 
Um den Naturhaushalt zu schonen muß die Versiegelung von Flächen so gering wie mög-
lich gehalten werden; deshalb ist das im Bereich von Stell-plätzen und Garagen mit ihren 
Zufahrten anfallende Regenwasser auf den Grundstücksflächen zu versickern.  
Das Ableiten in die öffentliche Kanalisation ist nicht zulässig. 
Dieser Auflage kann z.B. auf einfache Weise dadurch entsprochen werden, daß Oberflä-
chen nicht versiegelt, sondern in einer wasserdurchlässigen Ausführung erstellt werden 
(z.B. Pflaster mit hohem Fugenanteil, Rasensteine, Schotterrasen o.ä.). 
 
 
 
3.3 Grünflächen 
 
In einer 750 m² großen Fläche für die Wasserwirtschaft am nordwestlichen Rand des 
Baugebietes liegt die Fläche für die Regenwasserrückhaltung innerhalb entsprechender 
Bepflanzung. 
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Aufgrund der geringen Größe des Plangebietes werden öffentliche Grünflächen darüber 
hinaus für nicht notwendig gehalten. 
Private Grünflächen sind in Form der Hausgärten geplant. 
 
 
 
3.4 Natur- und Landschaftspflege / Umweltschutz 
 
Laut Landschaftsplan der Stadt Peine sind keine Altablagerungen in der Nähe des Plan-
gebietes vorhanden. 
Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 10 wird die zu bebauende Fläche derzeit 
als Ackerland genutzt. 
 
Um entsprechend § 10 des Niedersächsischen Naturschutzgesetzes für die Bebauung 
und Versiegelung dieser Fläche einen Ausgleich herzustellen, werden entlang der Straße 
Einzelbäume festgesetzt; ergänzend ist je angefangene 60,0 m²  versiegelter Grund-
stücksfläche ein hochstämmiger Laubbaum zu pflanzen. 
  
Weitergehend werden von den Bauherren eigenverantwortliche Beiträge zum Ausgleich, 
bzw. zur Verbesserung des Naturhaushaltes erwartet. Neben begrünten Dachflächen sind 
begrünte Fassaden und das Anpflanzen von heimischen Gehölzen / Stauden / einjährigen 
Blumen wünschenswert, da sie zur Verbesserung des Kleinklimas beitragen und der hei-
mischen Fauna Lebensräume bieten. Regenwasserspeicherung z.B. zur Gartenbewässe-
rung hilft, Trinkwasser zu sparen, ohne das Regenwasser dabei dem natürlichen Kreislauf 
zu entziehen. 
 
Die Flächenversiegelung und der Flächenverbrauch werden auf das notwendige Min-
destmaß beschränkt. 
 
Bemessungsgrundlage für den Ausgleich bildet auf der einen Seite die zu erwartende 
Versiegelung und Beeinträchtigung gegenüber der derzeitigen Nutzung als Ackerfläche 
auf der anderen Seite.  
 
 
 
3.4.1 Gegenüberstellung von Beeinträchtigungen und Vorkehrungen zur Vermei-
dung sowie Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 
 
Durch den Bebauungsplan Nr.10, Schwicheldt werden ca. 11300 m²  landwirtschaftliche 
Nutzfläche in Baufläche umgewandelt. 
 
Schutzgebiete nach den §§ 24 bis 28 a Niedersächsisches Naturschutzgesetz, bzw. be-
sonders schutzwürdige Tier- und Pflanzenarten sind von der Planung nicht betroffen. 
 
 
 
 
3.4.1.1   SCHUTZGUT ARTEN- UND LEBENSGEMEINSCHAFTEN 

 
Das Plangebiet befindet sich in einer Ortsrandlage, westlich vorhandener Bebauung, auf 
einer derzeit als Acker genutzten Fläche. 
 
Durch diese Nutzung ist die Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes "stark eingeschränkt", 
das heißt in Wertstufe 3 einzuordnen. 
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Durch die neu geplante Bebauung verändert sich die Situation für den Naturhaushalt 
nicht, - sie bleibt "stark eingeschränkt". 
Somit entstehen keine erheblichen Beeinträchtigungen und Ausgleich ist nicht erforder-
lich. 
 
 
 
3.4.1.2   SCHUTZGUT BODEN 

 
Durch die Lage des Plangebietes auf Ackerflächen, am unmittelbaren Rand von Sied-
lungsflächen, ist die Leistungsfähigkeit des Bodens als "eingeschränkt" zu beurteilen. 
Das Schutzgut Boden ist hier "von allgemeiner Bedeutung" und mit Wertstufe 2 zu bewer-
ten. 
 
Durch die zulässige GRZ von 0,3 erfolgt eine potentielle Versiegelung der 8320 m² gro-
ßen Fläche Bauland von bis zu 30 %, welche ausgeglichen werden muß (Verschlechte-
rung von Wertstufe 2 zu Wertstufe 3). 
Deshalb wurde die textliche Festsetzung getroffen, daß je angefangene 60 m² versiegelter 
Grundstücksfläche ein hochstämmiger Laubbaum zu pflanzen ist. 
Bei 2493 m² versiegelbarer Fläche muß diese im Verhältnis von mindestens 1: 0,3 m²  
ausgeglichen werden, das heißt: 
 2493 x 0,3 = 748 m² Ausgleichsfläche, bzw. 
748 m² : 60 m² (je Baum) = 13 anzupflanzende Laubbäume. 
Tatsächlich ist entsprechend der textlichen Festsetzung je 60 m² versiegelter Fläche ein 
Laubbaum anzupflanzen, was bedeutet das bei voller Ausnutzung der GRZ  
(2493 m² : 60 m² =)  42 Laubbäume angepflanzt werden. 
 
Darüber hinaus stellt die Anlage der Hausgärten eine gewisse Verbesserung der Leis-
tungsfähigkeit (im Vergleich zu Intensiv-Ackerflächen) für alle Schutzgüter dar. 
Für diese unversiegelten Flächen verändert sich die Einordnung in Wertstufe 2 nicht, 
wenngleich eine Aufwertung innerhalb dieser Stufe erfolgt. 
 
 
 
3.4.1.3   SCHUTZGUT WASSER / GRUNDWASSER 

 
Nach Aussage des Landschaftsplanes ist in der Umgebung des Plangebietes die Leis-
tungsfähigkeit des Grundwassers als "mäßig eingeschränkt" bis "eingeschränkt" anzuse-
hen; es besteht eine mittlere Grundwasserneubildungsrate. 
Dementsprechend ist das Schutzgut Grundwasser von "allgemeiner Bedeutung" und in 
Wertstufe 2 einzuordnen. 
Bei einer GRZ von 0,3 erfolgt keine Versiegelung von > 50 %, die Einstufung in Wertstufe 
2 verändert sich somit nicht und Ausgleich ist nicht erforderlich. 
 

 
 

3.4.1.4   SCHUTZGUT LUFT 
 

Für das Schutzgut Luft gilt die Einordnung in die Wertstufe 2, da sich das Baugebiet im 
"Klima kleiner Ortsanlagen" befindet und die Luft dadurch als "mäßig eingeschränkt" gilt. 
Durch die Neubebauung verändern sich die Randbedingungen unwesentlich, es entste-
hen keine erheblichen Beeinträchtigungen und die Einordnung in Wertstufe 2 = "von Be-
deutung" bleibt erhalten. 
Ausgleich ist nicht erforderlich. 
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3.4.1.5   SCHUTZGUT LANDSCHAFTSBILD 
 

Das Landschaftsbild im Plangebiet ist derzeit geprägt von der intensiven landwirtschaftli-
chen Nutzung und deshalb von "geringer Bedeutung" = Wertstufe 3, für den Naturhaus-
halt. 
Der wertvollere Bereich des Bahndammes wird von der Planung nicht berührt, wirkt sich 
aber positiv auf das daran in Zukunft anschließende neue Baugebiet aus. 
Die Einstufung in Wertstufe 3 verändert sich nicht. 
 
Mit dieser Gegenüberstellung sind die Belange des Naturschutzes entsprechend § 10 des 
Niedersächsischen Naturschutzgesetzes berücksichtigt und gegen die des Bauvorhabens 
abgewogen worden. 
Für entstehende Beeinträchtigungen kann auf den einzelnen Grundstücken innerhalb des 
Bebauungsplanes Ausgleich geschaffen werden; Ersatzmaßnahmen werden nicht not-
wendig. 
 
Quelle für die Beurteilung der Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes ist der Land-
schaftsplan der Stadt Peine von 1993 (Freie Landschaftsarchitekten + Umweltplanung; 
Heimer und Herbstreit) 
 
 
 
4.0 Planungsstatistik 
 
Größe des Planungsgebietes:  11300 m²  100,0% 
 
Erschließungsflächen:     2980 m²    26,4% 
(incl. RRB und Straßenbegleitgrün) 
 
 Bauflächen:       8320 m²    73,6% 
 
 
Geplant sind 6 Einzelhäuser und 3 Doppelhäuser  12 WE 
   30% Einliegerwohnungen   4 WE 
    (aufgerundet) 
 
   insgesamt   16 WE 
 
Unter Zugrundelegen von 2,3 Personen je Wohneinheit können 
(16x 2,3) = 36,8  = 37 Personen in dem Planungsgebiet wohnen. 
 
 
 
5.0 Kostenschätzung 
 
Der Stadt Peine entstehen durch die geplante Maßnahme Kosten in Höhe  
von ca. 1,4 Mio. DM. 
Ihre Verteilung ist durch Ortssatzung geregelt. 
6.0 Abwägung der Stellungnahmen sowie der Anregungen und Bedenken 
 
Die Abwägung liegt als Anlage bei. 
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7.0 Verfahrensablauf 
 
Der städtebauliche Entwurf hat im Rahmen der frühzeitigen Bürgerbeteiligung vom 
03.06.1996 bis zum 17.06.1996 öffentlich ausgelegen. 
 
Diese Begründung hat mit dem Entwurf des Bebauungsplanes Nr.10 und dem städtebau-
lichen Entwurf gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in Verbindung mit § 2 Abs. 3 BauGB Maßnah-
mengesetz vom 02.04.1997 bis 17.04.1997 öffentlich ausgelegen. 
 
Der Rat der Stadt Peine hat diese Begründung in Verbindung mit dem Beschluß des Be-
bauungsplanes als Satzung in seiner Sitzung am.27.11.1996.beschlossen. 
 
 
 
 
 
 
 

Peine, den 15.07.1998 
 
 
 
 
 
 
 
 
gez. Biel        gez. Willenbücher 
 
Bürgermeister        Stadtdirektor 


